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bot auch der Senat einen nichts weniger als erfreulichen Anblick, als Herr Sumner 
den Präsidenten für einen Feind des Vaterlandes erklärte und von Anhängern 
desselben dafür zur Ordnung gerufen wurde.

Mit den gedrückten Handels- und Gewerbe-Verhältnissen geht Hand in Hand 
auch die Abnahme der Einwanderung, im Vergleiche mit Januar 1866 um die 
Hälfte, es ist dies jedoch ein negativer Vortheil aller Partheien; denn die Verhält­
nisse sind der Art, dass Einwanderer, sollten solche ohne Mittel anlangen, dem 
Lande unwillkürlich zur Last fallen würden, indem ja nicht genug Beschäftigung 
für hier wohnende Arbeiter vorhanden ist. Vielleicht dass mit Beginn des Früh­
lings, der jedenfalls uns nahe rükt, die Zustände besser werden. Augenbliklich 
sieht die Zukunft sehr düster aus. Wir leben hier und leiden an den Folgen der 
Rebellion und der damals herbeigeführten Zerrüttung der Nationalfinanzen und 
Überschwemmung mit papiernen Zahlmitteln. Es sind Zustände, die früher oder 
später hereinbrechen mussten und welche durch congressionelle Gesetzgebung 
allerdings sehr gemildert, aber nicht verhindert werden konnten.

Die Einwanderung von 1866 vertheilt sich auf folgende Nationalitäten: Deut­
sche 108’840; Irländer 84212; Engländer 24017; Schotten 2420; Walliser 320; 
Franzosen 4560; Schweizer 4712; Schweden 3619; Verschiedene Nationen 1017 
Personen.
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Le Conseil fédéral au Chargé d'Affaires de Suisse à Vienne, J. J. von Tschudi 

Copie
L  Bern, 1. Februar 1867

Ihren Depeschen vom 19.1 u. 21.2 Januar haben wir mit Vergnügen entnom­
men, dass das Kaiserliche Ministerium bereit ist, mit der Schweiz wegen 
Abschluss eines Handelsvertrages in Unterhandlung zu treten; dass Hochdas- 
selbe aber die Verhandlungen ausschliesslich auf einen Handelsvertrag u. auf sol­
che Punkte, die sich direkt auf den Handel beziehen, beschränken möchte, allfäl­
lig unter Beifügung einzelner Bestimmungen zur Erleichterung des gegenseitigen 
Gränzverkehrs.

Diese im höchsten Grade anerkennenswerthe Geneigtheit haben wir durchaus 
bestätigt gefunden in einer Note, welche von Sr. Exzellenz dem Herrn Staatsmini­
ster Baron von Beust unterm 19. Januar3 an die k.k. Gesandtschaft in Bern gerich­
tet und von lezterer zur Einsichtnahme uns abgetreten worden ist.

Gestüzt auf diese Eröffnungen laden wir Sie ein, die Mittheilung an das 
kais. Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten gelangen zu lassen, dass der 
Bundesrath damit einverstanden sei, sich in der zu treffenden Vereinbarung auf

1. Cf. n° 6 7.
2. Non reproduite. Cf. E 13 (B) 235.
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gewisse Hauptpunkte einfach zu beschränken, welche wesentlich dahin giengen, 
in Handels- u. Zollsachen sich gegenseitig auf dem Fusse der am meisten begün­
stigten Staaten zu behandeln, unter Anfügung einzelner Bestimmungen über 
Erleichterungen im Gränzverkehr. Sie werden beifügen, dass Ihnen die nöthigen 
Vollmachten und weitern Instruktionen zugehen sollen, um die Verhandlungen 
mit thunlicher Beförderung in Wien selbst eröffnen zu können. Die Form der zu 
treffenden Vereinbarung wird durch die in dieselbe aufzunehmenden Punkte 
bedingt und es sind die Gränzkantone zur Mittheilung ihrer daherigen Wünsche 
eingeladen worden. Nach Empfang derselben werden wir nicht ermangeln, uns 
über die Sache selbst näher auszusprechen.

Wenn wir nicht irren, so haben bereits Bayern und Sachsen gewisse Punkte über 
den Gränzverkehr mit Österreich vereinbart oder wenigstens entworfen und zur 
Besprechung vorbereitet. Es wäre uns nun sehr erwünscht, diese Stipulationen 
kennen zu lernen, sofern solche, wie wir übrigens nicht zweifeln, zur Mittheilung 
in Drittmannshand sich eignen, worüber wir Ihren beförderlichen Bericht ge­
wärtigen.
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Le Conseil fédéral a appris avec regret par la note que Monsieur le Chargé d’Af­
faires de Belgique lui a adressée le 9 Janvier dernier1, que le Gouvernement belge 
n’est pas disposé à satisfaire à sa demande de certaines compensations pour l’ex­
tension de la protection de la propriété industrielle, considérée comme une 
concession faite à la Belgique, mais bien plus, qu’il a exprimé l’attente que la 
Suisse se contentera de la réciprocité de la protection dont il s’agit, cette protec­
tion ayant au moins autant, sinon plus, de valeur pour la Suisse que pour la 
Belgique.

Le Conseil fédéral se permet à cet égard de faire observer que cette dernière 
supposition est absolument erronée, ainsi qu’il l’a déjà donné à entendre dans sa 
note du 28 Septembre 18662; que la Suisse, dans toutes les négociations de traités, 
n’a consenti qu’à contrecœur à y admettre des dispositions pour la protection de la 
propriété industrielle et qu’elle-même n’a jamais adressé de demandes de cette 
espèce à d’autres Etats; enfin qu’elle a toujours considéré des traités de cette 
nature comme des compensations onéreuses pour d’autres avantages.

Le Conseil fédéral aurait donc préféré qu’on eût fait abstraction de ce point 
dans les négociations.

1. Non retrouvée.
2. Cf. n°47.
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